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A 0180/2019 (DBK) 

Auftrag Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Werden unsere Kinder an Schulen hin-

reichend geschützt? (11.09.2019)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Volksschulgesetz durch ein Kapitel "Melderechte und 

Meldepflichten" zu ergänzen.  

Darin ist eine zwingende Meldung der Verwaltungs- und Strafverfolgungsbehörden sowie 

der Gerichte an das zuständige Departement/Amt bei Vorfällen und Wahrnehmungen, die im 

Zusammenhang mit einer ordentlichen Berufsausübung als Lehrerin bzw. als Lehrer stehen, 

vorzusehen. Dem zuständigen Departement bzw. Amt muss das Recht eingeräumt werden, 

die entsprechenden Sachverhalte an die zuständige inner- oder ausserkantonale Behörde zu 

melden. Weiter ist bei Kinderschutzmassnahmen (wie Kontaktverbot) eine zwingende Infor-

mation der verfügenden Behörde an die Schulbehörden vorzusehen, ebenso eine Melde-

pflicht der Schulträger an den Kanton auch bei strafrechtlich nicht relevanten Vorfällen (z.B. 

bei fristlosen Entlassungen). 

 

Begründung 11.09.2019: schriftlich. 

 

Die Lehrpersonen sind im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit verantwortlich für die Unver-

sehrtheit der ihnen anvertrauten Schülerinnen und Schüler. In der Beantwortung der Kleinen 

Anfrage (K 0052/2019) hat der Regierungsrat am 18. Juni 2019 umfassend Auskunft gegeben.  

Die Antworten zu den Informationspflichten und Informationsrechten zwischen Schulen und 

Eltern, Amt und Schule, Strafverfolgungsbehörde und Amt bzw. Schule zeigen unmissver-

ständlich auf, dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht.  

Damit keine falschen Anschuldigungen erfolgen, muss ein standardisiertes Rehabilitationsver-

fahren festgelegt werden. 

 

Unterschriften: 1. Stephanie Ritschard, 2. Mathias Stricker, 3. Hubert Bläsi, Karin Büttler-

Spielmann, Tamara Mühlemann Vescovi, Michael Ochsenbein (6) 


